
Hinweis:  Aufgrund des Zweiten Gesetzes zur Modernisierung des Dienstrechts in Hessen (2.DRModG) vom 
27.05.2013 (GVBl. S. 218) in der derzeit gültigen Fassung wurde das Hessische Beamtengesetz (HBG) neu 
gefaßt. Dadurch stimmen die hier zitierten Paragraphen nicht mehr mit der neuen Fassung des HBG vom 
27.05.2013 (GVBl. S. 218, 508) überein. Eine Neufassung der Verwaltungsvorschriften ist vom HMdIS geplant. 

 

 

Verwaltungsvorschriften zur Korruptionsbekämpfung in der 
Landesverwaltung; 

 
 

h i e r : Verwaltungsvorschriften für Beschäftigte des Landes über die Annahme von  
            Belohnungen und Geschenken 
 
B e z u g: Erlass vom 17. Oktober 2006 (StAnz. S. 2490), geändert durch Erlass vom  
                14. Dezember 2011 (StAnz. S. 1586) 
 
 

1. Grundsatz 
 
Beschäftigte des Landes dürfen, auch nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, 
keine Belohnungen oder Geschenke in Bezug auf ihr Amt oder ihre dienstliche Tätigkeit für 
sich oder Dritte annehmen. Annahme ist die tatsächliche Entgegennahme einer Leistung 
(Belohnung oder Geschenk) mit Wissen des Beschäftigten und liegt schon in jedem privaten 
oder dienstlichen Be- oder Ausnutzen. Es genügt auch ein mittelbarer Zufluss (zum Beispiel 
an Angehörige), wenn der Beschäftigte davon weiß und dies hinnimmt. Eine ausdrückliche 
Annahmeerklärung ist nicht erforderlich. Es reicht auch schlüssiges Verhalten. 
 
 

2. Zustimmung 
 

Ausnahmen vom Annahmeverbot bedürfen der Zustimmung der zuständigen Stelle  
(§ 42 Abs. 1 Satz 2 BeamtStG in Verbindung mit § 84 Abs. 1 HBG, § 3 Abs. 3 Satz 2 TV-H). 
Welche Stelle dies ist, erfahren die Beschäftigten bei ihrer Dienststelle.  
 

Werden Beschäftigten Belohnungen oder Geschenke von Personen angeboten, mit denen 
sie dienstlich zu tun haben, wird es sich häufig um Belohnungen oder Geschenke in Bezug 
auf ihr Amt oder ihre dienstliche Tätigkeit handeln. In diesem Fall haben sie die Zustimmung 
der zuständigen Stelle vor der Annahme einzuholen, wenn nicht die Annahme nach Nr. 4 
allgemein genehmigt ist. Kann die Zustimmung im Einzelfall nicht vor der Annahme eingeholt 
werden, muss die Annahme unterbleiben.  
 

Die zunächst ohne Kenntnis erlangte Leistung (zum Beispiel Brief mit Bargeld, Scheck oder 
Wertsachen im Briefkasten, Geldbetrag auf dem Konto) muss unverzüglich nach 
Kenntnisnahme zurückgegeben werden. Die zuständige Stelle ist von dem Vorfall zu 
informieren. Es muss, wenn die Rückgabe nicht möglich ist, unverzüglich der Antrag auf 
Zustimmung bei der zuständigen Stelle gestellt werden. Diese entscheidet über das weitere 
Vorgehen.  
 

Sind Beschäftigte ausnahmsweise der Ansicht, dass es sich um eine private Leistung 
handelt, wird ihnen empfohlen, sich gleichwohl an ihre Dienststelle zu wenden, damit geklärt 
wird, ob eine Zustimmung erforderlich ist. Nur auf diese Weise lassen sich Zweifel von 
vornherein vermeiden. Nehmen Beschäftigte von Personen, mit denen sie dienstlich zu tun 
haben, Belohnungen oder Geschenke an, ohne eine Zustimmung eingeholt oder ihre 
Dienststelle eingeschaltet zu haben, geht das Risiko einer Fehleinschätzung der Sach- und 
Rechtslage allein zu ihren Lasten und kann für sie schwerwiegende Folgen haben 
(vergleiche unten Nr. 7).  
 

Geschenke aus dem Kollegen- oder Mitarbeiterkreis von üblichem und angemessenem Wert 
(zum Beispiel aus Anlass eines Geburtstages, eines Dienstjubiläums oder Ähnliches) sind 
Geschenke im privaten Rahmen, für deren Annahme keine Zustimmung erforderlich ist.  
 
 



 

 

 

3. Grundsätzliches Annahmeverbot 
 

3.1 Die Annahme folgender Leistungen in Bezug auf das Amt ist grundsätzlich untersagt: 
 

1. Bargeld, 
2. Überlassung von Gegenständen (zum Beispiel Kraftfahrzeugen, Geräten oder 

Maschinen zum Gebrauch) ohne oder zu einem geringeren als dem üblichen Entgelt, 
3. Gewährung von Leistungen (zum Beispiel durch Überlassung von Fahrkarten, 

Eintrittskarten, Gutscheinen, Flugtickets, Mitnahme auf Urlaubsreisen, Unterkunft) 
ohne oder zu einem geringeren als dem üblichen Entgelt, 

4. Gewährung besonderer Vergünstigungen bei Privatgeschäften (zum Beispiel zinslose 
oder zinsgünstige Darlehen, verbilligter Einkauf). 

 

3.2 Die Annahme von Leistungen in Bezug auf das Amt, die der oder dem Beschäftigten nur 
mittelbar (zum Beispiel bei Leistungen an Angehörige, Vereine usw., Beschäftigung von 
Angehörigen oder Ferientätigkeiten von Kindern zu offensichtlich unangemessenen 
Bedingungen) zukommen oder zukommen sollen, ist ebenfalls untersagt. 

 

3.3 Im Einzelfall kann die Zustimmung zur Annahme von Leistungen nach den Nr. 3.1 und 
3.2 ausnahmsweise erteilt werden, wenn nach besonderer Prüfung die Voraussetzungen 
der Nr. 5 vorliegen (Ausnahme vom Verbot). 

 

3.4 Das Angebot von Leistungen nach den Nr. 3.1 und 3.2 ist der für die Zustimmung zur 
Annahme von Belohnungen und Geschenken zuständigen Stelle unverzüglich 
mitzuteilen. 

 
 

4. Allgemeine Zustimmung zur Annahme 
 

4.1 Zur Verwaltungsvereinfachung gilt die Annahme der nachstehend aufgeführten 
Leistungen als allgemein genehmigt, soweit den Beschäftigten nicht ausdrücklich etwas 
anderes mitgeteilt wurde: 

 

– Übliche und nach allgemeiner Auffassung nicht zu beanstandende geringwertige 
Aufmerksamkeiten (zum Beispiel Werbeartikel in einfacher Ausführung wie Kalender, 
Kugelscheiber oder Schreibblocks), sofern der Wert insgesamt 10 Euro (Verkehrswert) 
nicht übersteigt, 

 

– geringfügige Dienstleistungen, die die Durchführung eines Dienstgeschäftes erleichtern 
oder beschleunigen, zum Beispiel die Abholung mit einem Wagen vom Bahnhof, 

 

– Bewirtungen aus Anlass oder bei Gelegenheit dienstlicher Handlungen (zum Beispiel 
Besprechungen, Besichtigungen), wenn sie üblich und angemessen sind oder wenn 
sie ihren Grund in den Regeln des Verkehrs und der Höflichkeit haben, denen sich 
auch Angehörige des öffentlichen Diensts unter Berücksichtigung ihrer besonderen 
Verpflichtung zur objektiven Amtsführung nicht entziehen können, ohne gegen 
gesellschaftliche Formen zu verstoßen (zum Beispiel Erfrischungsgetränke, Imbiss, 
Mittagessen). Dies gilt nicht, wenn die Bewirtung nach Art und Umfang einen nicht 
unerheblichen Wert darstellt, wobei sich der Maßstab im Einzelfall auch an der 
amtlichen Funktion der Beschäftigten ausrichtet, 

 

– eine übliche Bewirtung bei allgemeinen Veranstaltungen, an denen Beschäftigte im 
Rahmen ihres Amtes oder in dienstlichem Auftrag teilnehmen (zum Beispiel Empfänge, 
Einweihungen). 

 

4.2 Bei Annahme einer Bewirtung besteht die Verpflichtung, unentgeltlich gewährte 
Verpflegung in der Reisekostenabrechnung nach § 10 des Hessischen 
Reisekostengesetzes anzugeben. 

 



 

 

 

5. Zustimmung im Einzelfall 
 

5.1 Im Übrigen wird die Entscheidung über die Annahme von Belohnungen und Geschenken 
nach pflichtgemäßem Ermessen im Rahmen der Umstände des Einzelfalls getroffen. 
Deshalb haben die betroffenen Beschäftigten die für die Entscheidung maßgeblichen 
Umstände vollständig mitzuteilen. Der Annahme von Belohnungen und Geschenken 
kann nur zugestimmt werden, wenn ausgeschlossen werden kann, dass 

 

– durch die Leistung dienstliches Handeln beeinflusst werden soll und 
 

– die Annahme der Leistung die objektive Amtsführung beeinträchtigen könnte und 
 

– die Annahme der Leistung bei Dritten den Eindruck hervorrufen könnte, dass die 
Leistung dienstliches Handeln beeinflussen oder die objektive Amtsführung 
beeinträchtigen könnte und 

 

– die Leistung als Anerkennung für ein bestimmtes Verwaltungshandeln verstanden 
werden 
könnte. Die Zustimmung soll schriftlich erteilt werden.  

 

5.2 Die Zustimmung zur Teilnahme an Informations- oder Präsentationsveranstaltungen/- 
reisen sowie Fortbildungsveranstaltungen von Firmen oder anderen Institutionen, welche 
die mit der Veranstaltung oder Reise zusammenhängenden Kosten für die Beschäftigten 
übernehmen, darf nur erteilt werden, wenn die fachlichen Gesichtspunkte weit 
überwiegen, an der Teilnahme ein dringendes dienstliches Bedürfnis und kein 
Zusammenhang zu einem laufenden oder absehbaren Vergabevorgang besteht. 

 
 

6. Strafrechtliche Folgen 
 

6.1 Die Annahme von Belohnungen und Geschenken ohne Zustimmung der zuständigen 
Stelle ist nach § 331 StGB (Vorteilsannahme) oder § 332 StGB (Bestechlichkeit), 
gegebenenfalls in Verbindung mit § 336 StGB (Unterlassen der Diensthandlung) strafbar. 
Wissen Vorgesetzte oder andere Personen, denen die Aufsicht oder Kontrolle über die 
Dienstgeschäfte anderer Personen übertragen ist, von der Annahme von Belohnungen 
oder Geschenken durch diese Personen, können sie sich auch nach § 357 StGB strafbar 
machen, zum Beispiel weil sie eine rechtswidrige Tat geschehen lassen. 

 

6.2 Zu den strafrechtlichen Vorschriften wird besonders darauf aufmerksam gemacht, dass 
für Bestechlichkeit im Regelfall eine Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten 
vorgesehen ist. Haben Beschäftigte bei ihren Handlungen einen Ermessensspielraum, 
kann der Tatbestand der Bestechlichkeit nach der strafrechtlichen Rechtsprechung zu § 
332 Abs. 3 StGB bereits mit der Annahme einer Belohnung oder eines Geschenks 
verwirklicht sein, auch wenn die oder der Beschäftigte in der Sache genauso handelt, wie 
sie oder er ohne Annahme einer Belohnung oder eines Geschenks gehandelt hätte. 
Dabei ist der strafrechtliche Ermessensbegriff in § 332 Abs. 3 StGB weiter als der 
verwaltungsrechtliche Begriff des Ermessens. 

 

6.3 Die vorstehend genannten Strafvorschriften sind in der Anlage 2 aufgeführt. 
 
 

7. Dienst- und arbeitsrechtliche Folgen 
 

7.1 Bei Beamtinnen und Beamten ist eine schuldhafte Verletzung des Verbots, Belohnungen 
oder Geschenke in Bezug auf ihr Amt anzunehmen, ein Dienstvergehen (§§ 42 Abs. 1 
Satz 1, 47 Abs. 1 BeamtStG). Dies gilt nicht, soweit vor der Annahme die Zustimmung 
erteilt wurde. Auch die schuldhafte Verletzung der Pflicht, die zuständige Stelle über die 
angebotene, nicht angenommene Leistung zu unterrichten (Nr. 3.4), ist ein 
Dienstvergehen. 



 

 

 

7.2 Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten oder bei früheren Beamtinnen und 
Beamten mit Versorgungsbezügen gilt es als Dienstvergehen, wenn sie gegen das 
Verbot der Annahme von Belohnungen und Geschenken in Bezug auf ihr früheres Amt 
verstoßen (§§ 42 Abs. 1 Satz 1, 47 Abs. 2 Satz 1 BeamtStG). 

 

7.3 Bei Beamtinnen und Beamten ist beim Verdacht eines entsprechenden Dienstvergehens 
zu prüfen, ob die Einleitung eines Disziplinarverfahrens – gegebenenfalls mit dem Ziel 
der Entfernung der Beamtin oder des Beamten aus dem Dienst – erforderlich ist und 
welche vorläufigen Maßnahmen (zum Beispiel Verbot der Führung der Dienstgeschäfte, § 
39 Satz 1 BeamtStG in Verbindung mit § 74 Abs. 1 HBG, oder vorläufige Dienstent-
hebung, gegebenenfalls mit Einbehaltung eines Teils der Dienstbezüge, § 43 HDG), 
notwendig sind. 

 

7.4 Wird eine Beamtin oder ein Beamter im ordentlichen Strafverfahren durch ein deutsches 
Gericht wegen einer vorsätzlichen Tat zu Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
verurteilt, endet ihr oder sein Beamtenverhältnis mit der Rechtskraft des Urteils (§ 24 
Abs. 1 BeamtStG). Ist die Beamtin oder der Beamte nach der Tat in den Ruhestand 
getreten, so verliert sie oder er mit der Rechtskraft der Entscheidung ihre oder seine 
Rechte als Ruhestandsbeamter (§ 59 HBeamtVG). 

 

7.5 Bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist bei schuldhafter Verletzung der Pflicht, 
Belohnungen, Geschenke, Provisionen oder sonstige Vergünstigungen, die ihnen mit 
Bezug auf ihre Tätigkeit von Dritten angeboten werden, nur mit Zustimmung anzunehmen 
(§ 3 Abs. 3 Satz 1 und 2 TV-H), zu prüfen, ob ein wichtiger Grund zur außerordentlichen 
Kündigung des Arbeitsverhältnisses vorliegt. Im Falle einer rechtskräftigen strafrecht-
lichen Verurteilung wegen einer vorsätzlichen Tat, zum Beispiel Vorteilsannahme oder 
Bestechlichkeit, kann das Erlöschen des Anspruchs auf Betriebsrente bei der 
Versorgungsanstalt des Bundes und der Länder eintreten (§ 42 Abs. 3 VBL-Satzung). In 
weniger schwerwiegenden Fällen, etwa bei schuldhafter Verletzung der Pflicht, eine 
angebotene Vergünstigung unverzüglich anzuzeigen (§ 3 Abs. 3 Satz 3 TV-H), kommen 
auch andere arbeitsrechtliche Maßnahmen, wie zum Beispiel eine Abmahnung, in 
Betracht. 

 
 

8. Zweifelsfälle 
 

Beschäftigte sollten sich in allen Zweifelsfällen an ihre Dienststelle wenden. Dies ist auch in 
den Fällen ratsam, in denen schon durch die Annahme von geringfügigen Dienstleistungen, 
Höflichkeitsanerbieten oder Bewirtungen der Eindruck der Befangenheit oder der 
Bevorzugung Einzelner entstehen könnte. 
 
 

9. Geltungsbereich 
 

9.1 Die vorstehenden Regelungen gelten einheitlich für alle Beschäftigten des Landes 
Hessen. 

 

9.2 Den Gemeinden, den Gemeindeverbänden und den sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wird 
empfohlen, entsprechend zu verfahren. 

 

9.3 Die Erlasse vom 17. Oktober 2006 (StAnz. S. 2490) und vom 14.Dezember 2011  
(StAnz. S. 1586) werden aufgehoben. 

 

Wiesbaden, 18. Juni 2012 
Hessisches Ministerium 
des Innern und für Sport 
Z 11 – 06 b 02 – 02 – 11/001 
– Gült.-Verz. 3200 – 



 

 

StAnz. 26/2012 S. 676 

A n l a g e 2 
 
In Nr. 6 der Verwaltungsvorschriften genannte sowie weitere einschlägige Strafvorschriften 
des Strafgesetzbuchs (StGB): 
 
 

§ 331 
Vorteilsannahme 

 
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der für die 
Dienstausübung einen Vorteil für sich oder einen Dritten fordert, sich versprechen läßt oder 
annimmt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er eine richterliche 
Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme, wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. Der Versuch ist strafbar. 
(3) Die Tat ist nicht nach Absatz 1 strafbar, wenn der Täter einen nicht von ihm geforderten 
Vorteil sich versprechen läßt oder annimmt und die zuständige Behörde im Rahmen ihrer 
Befugnisse entweder die Annahme vorher genehmigt hat oder der Täter unverzüglich bei ihr 
Anzeige erstattet und sie die Annahme genehmigt. 
 
 

§ 332 
Bestechlichkeit 

 
(1) Ein Amtsträger oder ein für den öffentlichen Dienst besonders Verpflichteter, der einen 
Vorteil für sich oder einen Dritten als Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder 
annimmt, daß er eine Diensthandlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch 
seine Dienstpflichten verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder Geldstrafe. Der Versuch ist strafbar. 
(2) Ein Richter oder Schiedsrichter, der einen Vorteil für sich oder einen Dritten als 
Gegenleistung dafür fordert, sich versprechen läßt oder annimmt, daß er eine richterliche 
Handlung vorgenommen hat oder künftig vornehme und dadurch seine richterlichen Pflichten 
verletzt hat oder verletzen würde, wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren 
bestraft. In minder schweren Fällen ist die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
fünf Jahren. 
(3) Falls der Täter den Vorteil als Gegenleistung für eine künftige Handlung fordert, sich 
versprechen läßt oder annimmt, so sind die Absätze 1 und 2 schon dann anzuwenden, wenn 
er sich dem anderen gegenüber bereit gezeigt hat, 1. bei der Handlung seine Pflichten zu 
verletzen oder, 2. soweit die Handlung in seinem Ermessen steht, sich bei Ausübung des 
Ermessens durch den Vorteil beeinflussen zu lassen. 
 
 
 

§ 335 
Besonders schwere Fälle der Bestechlichkeit und Bestechung 

 
(1) In besonders schweren Fällen wird 
 
1. eine Tat nach 
 

a) § 332 Abs. 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Abs. 3, und 
b) § 334 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2, jeweils auch in Verbindung mit Abs. 3, mit 

Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn Jahren und 



 

 

 
2. eine Tat nach § 332 Abs. 2, auch in Verbindung mit Abs. 3, mit Freiheitsstrafe nicht unter 

zwei Jahren bestraft. 
 

(2) Ein besonders schwerer Fall im Sinne des Absatzes 1 liegt in der Regel vor, wenn 
1. die Tat sich auf einen Vorteil großen Ausmaßes bezieht, 
2. der Täter fortgesetzt Vorteile annimmt, die er als Gegenleistung dafür gefordert hat, 

daß er eine Diensthandlung künftig vornehme, 
 
oder 
 
3. der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten 

Begehung solcher Taten verbunden hat. 
 
 

§ 336 
Unterlassen der Diensthandlung 

 
Der Vornahme einer Diensthandlung oder einer richterlichen Handlung im Sinne der §§ 331 
bis 335 steht das Unterlassen der Handlung gleich. 
 
 

§ 337 
Schiedsrichtervergütung 

 
Die Vergütung eines Schiedsrichters ist nur dann ein Vorteil im Sinne der §§ 331 bis 335, 
wenn der Schiedsrichter sie von einer Partei hinter dem Rücken der anderen fordert, sich 
versprechen läßt oder annimmt oder wenn sie ihm eine Partei hinter dem Rücken der 
anderen anbietet, verspricht oder gewährt. 
 
 

§ 338 
Vermögensstrafe und Erweiterter Verfall 

 
(1) In den Fällen des § 332, auch in Verbindung mit den §§ 336 und 337, ist § 73d 
anzuwenden, wenn der Täter gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich 
zur fortgesetzten Begehung solcher Taten verbunden hat. 
(2) In den Fällen des § 334, auch in Verbindung mit den §§ 336 und 337, sind die §§ 43a, 
73d anzuwenden, wenn der Täter als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortgesetzten 
Begehung solcher Taten verbunden hat. § 73d ist auch dann anzuwenden, wenn der Täter 
gewerbsmäßig handelt. 
 
 

§ 357 
Verleitung eines Untergebenen zu einer Straftat 

 
(1) Ein Vorgesetzter, welcher seine Untergebenen zu einer rechtswidrigen Tat im Amt 
verleitet oder zu verleiten unternimmt oder eine solche rechtswidrige Tat seiner 
Untergebenen geschehen läßt, hat die für diese rechtswidrige Tat angedrohte Strafe 
verwirkt. 
(2) Dieselbe Bestimmung findet auf einen Amtsträger Anwendung, welchem eine Aufsicht 
oder Kontrolle über die Dienstgeschäfte eines anderen Amtsträgers übertragen ist, sofern die 
von diesem letzteren Amtsträger begangene rechtswidrige Tat die zur Aufsicht oder Kontrolle 
gehörenden Geschäfte betrifft. 


